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In der betriebswirtschaftlichen Diskussion ist seit einigen Jahren neben der
Wiederaufnahme der Auseinandersetzungen über die Grundlage dieser Wissen-
schaft auch eine stärkere Hinwendung zur Praxis feststellbar. Dennoch werden
nicht oder kaum Probleme behandelt, die im Zusammenhang mit der Ausein-
andersetzung um Mitbestimmung in den Unternehmungen stehen. Sucht man
nach einer Erklärung für diese auffallende Lücke, so muß man sich insbesondere
mit dem Selbstverständnis der traditionellen Betriebswirtschaftslehre (BWL) aus-
einandersetzen. Mit dem im folgenden dargestellten Konzept einer Arbeitsorien-
tierten Einzelwirtschaftslehre (AOEWL) wird versucht, diese Kluft zwischen
Theorie und Praxis zu überbrücken. Eine interdisziplinär zusammengesetzte For-
schungsgruppe des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts des DGB
(WSI) hat diesen Ansatz erarbeitet, der von dem Leiter dieser Gruppe im folgen-
den vorgestellt wird.
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Ausgangspunkt

Es ist eines der hervorstechendsten Merkmale in der Strategie der deutschen
Gewerkschaften, daß seit Jahrzehnten versucht wird, die Mängel und Ungerech-
tigkeiten in der Gesellschaft insbesondere durch die Einführung von Mitbestim-
mung zu beseitigen.1) Von daher kommt der Beeinflussung der Unternehmungs-
politik durch die abhängig Beschäftigten und ihre Gewerkschaften eine besondere
Bedeutung zu.

Vorrangig bezieht sich das Interesse der abhängig Beschäftigten am Unter-
nehmen unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedin-
gungen auf die Verhältnisse, die den Einsatz der Arbeitskraft prägen. Damit
sind die Fragen der Entlohnung, der Arbeitsplatzsicherheit und der Gestaltung
der Arbeitsbedingungen angesprochen. Diese Interessen spiegeln sich institutionell
im Rahmen der paritätischen Mitbestimmung insbesondere in den Funktionen des
Arbeitsdirektors bzw. der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat für den Unter-
nehmungsbereich sowie des Betriebsrates bzw. der Vertrauensleute für den
betrieblichen Bereich wider. Die mit Personalfragen zusammenhängenden Pla-
nungen und Entscheidungen in den Unternehmungen bzw. in den Betrieben
dürfen jedoch nicht isoliert betrachtet werden, sondern stehen in engem
Zusammenhang mit allen übrigen unternehmerischen Entscheidungsbereichen2).
Somit entspricht es den Interessen der abhängig Beschäftigten, Einfluß auf die
gesamte Unternehmungspolitik zu gewinnen. Eine derartige umfassende Ein-
flußnahme erscheint jedoch auf breiter Basis nur möglich, wenn die Praktiker
in den Unternehmungen auf entsprechende Konzepte, Modelle bzw. Theorien
zurückgreifen können, in denen die Interessen der abhängig Beschäftigten hin-
sichtlich der Konsequenzen für die gesamte Unternehmungspolitik dargestellt
sind. Es geht also um eine Theorie der Unternehmung aus der Sicht der abhängig
Beschäftigten.

Das Versagen der herkömmlichen Betriebswirtschaftslehre

Es stellt sich zunächst die Frage, inwieweit von der Betriebswirtschaftslehre
aus Ansatzpunkte für eine ausdrücklich den Interessen der abhängig Beschäftigten
verpflichtete Theorie der Unternehmung entwickelt wurden bzw. werden kön-
nen. Ohne an dieser Stelle auf Einzelheiten einzugehen, läßt sich sagen, daß die
Einbeziehung der abhängig Beschäftigten in die Theorie weitgehend vernachläs-
sigt wurde3). (Die hier feststellbare Lücke steht im übrigen im krassen Gegensatz

1) Vgl. Vetter, H. O., Die Bedeutung des DGB-Grundsatzprogramms für die Politik der deutschen Gewerkschafts-
bewegung, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Nr. 6/1970, S. 330-340. — Brenner, O., Perspektiven der deut-
schen Mitbestimmung, Referat, gehalten auf der 4. Internationalen Arbeitstagung der IG Metall vom 11. bis
14. April 1972 in Oberhausen.

2) Vgl. Rumpf, K., Betriebsverfassungsrecht und Personalplanung, in: Das Mitbestimmungsgespräch, Nr. 8-
9/72, S. 165.

3) Vgl. Ohmielewicz, K., Forschungskonzeptionen der Wirtschaftswissenschaft, Stuttgart 1970, S. 71. — Teichmann,
H., Betriebswirtschaftslehre und die Diskussion um die Mitbestimmung, in: Zeitschrift für betriebswirtschaft-
liche Forschung, NF. 22. Jg., H. 12/1970, S. 790-807. — Kappler, E., Warum nicht AOGWL?, in: Wirtschafts-
woche Nr. 29, v. 13. 7. 1973, S. 39 f.
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zu der Fülle von rechtlich-institutionellen Modellen zur Regelung der Mitbestim-
mung in den Unternehmungen.)

Deutlich wird das Versagen der BWL an dem Stand der wissenschaftlichen
Diskussion in dem bereits erwähnten Bereich der Personalwirtschaft, der für die
Arbeitnehmer von zentraler Bedeutung ist. Hier kann sogar festgestellt werden,
daß die rechtliche Entwicklung (ausgedrückt im Betriebsverfassungsgesetz 1972)
und die Praxis in verschiedenen mitbestimmten Unternehmungen zum Teil er-
heblich über den Stand der Problembehandlung in der BWL hinausgegangen
ist4). Von hier ausgehend lassen sich weitere, umfassendere Versäumnisse dieser
Wissenschaft feststellen. Allgemein zeigt sich, daß sich die BWL als Entschei-
dungslehre für einen möglichst rentablen privatwirtschaftlichen Kapitaleinsatz
entwickelt hat5). Die Kritik läßt sich vor allem in zwei Punkten zusammenfas-
sen: Erstens werden die Ziele und Interessen der abhängig Beschäftigten nicht
oder nur am Rande und in formaler Weise berücksichtigt und zweitens werden
die gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen eines ausschließlich rentabilitätsorien-
tierten unternehmerischen Handelns außer acht gelassen. Die Unzulänglichkeiten
der BWL werden deutlich, wenn man sie an ihren eigenen zentralen Begriffen
„Rentabilität, Kosten, Gewinn und Zielsystem" mißt. Darüber hinaus führt die
scharfe Trennung zwischen einzelwirtschaftlichen und gesamtwirtschaftlichen Pro-
blemen dazu, daß in der BWL gesamtwirtschaftliche Überlegungen bis vor kur-
zem überhaupt nicht einbezogen wurden, obwohl das Wirtschaftssystem in er-
heblichem Maße gerade von den Unternehmungen und den hier feststellbaren
Machtstrukturen her gestaltet wird.

Zwei Beispiele sollen die hier vorgenommene Einschätzung der BWL deutlich
machen:

Durch das Rentabilitätsprinzip werden alle geplanten Maßnahmen und Vor-
gänge in der Unternehmung in Geldgrößen erfaßt, wodurch die Beziehungen des
Einsatzes und der Ergiebigkeit des Kapitals zum Ausdruck kommen. Im An-
schluß daran werden diese Zusammenhänge über verschiedene Modelle entschei-
dungs- und kontrollfähig gemacht. In seiner allgemeinen Form ist dieses Prinzip
nicht angreifbar, da damit ein bestimmtes Ziel mit möglichst geringem Mittelauf-
wand bzw. mit einem bestimmten Mittelaufwand ein möglichst hohes Ziel
angestrebt wird. In der BWL wurde jedoch dieses Rationalprinzip ganz
überwiegend nur für die erwerbswirtschaftlich orientierten Unternehmungen
theoretisch in verschiedenen Modellen entwickelt und so die Bedingungen

4) Vgl. Hahn, H. R., Menschengerechte Arbeitsgestaltung und Investitionsplanung, in: Die Quelle Nr. 5/1973,
S. 219-221.

5) Vgl. Moxter, A., Methodologische Grundfragen der Betriebswirtschaftslehre, Köln und Opladen 1957. — Kat-
terle, S., Normative und explikative Betriebswirtschaftslehre, Göttingen 1964. — Kirsch, W., Gewinn und
Rentabilität — Ein Beitrag zur Theorie der Unternehmungsziele, Wiesbaden 1968. — Heinen, E., Zum Wissen-
schaftsprogramm der entscheidungsorientierten Betriebswirtschaftslehre, in: Zeitschrift für Betriebswirtschaft,
39. Jg., 1969, S. 207 ff. — Zahlreiche Beiträge nach Erscheinen der „Entscheidungsprozesse" von Kirsch, E.,
in: Zeitschrift für Betriebswirtschaft, 41. Jg. (1971) und 42. Jg. (1972). — Dlugos, G./Eberlein, G./Steinmann,
H. (Hrsg.), Wissenschaftstheorie und Betriebswirtschaftslehre, Düsseldorf 1972.
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für einen möglichst optimalen privatwirtschaftlichen Kapitaleinsatz ver-
bessert. Alle Vorgänge werden hierbei auf Kapitalgrößen bezogen und die
Rationalität des Wirtschaften wird zu einer kapitalorientierten Rationalität,
durch welche die in einer Unternehmung stattfindenden Kapitalbewegungen ge-
steuert werden. Seit langem versuchen gerade auch die Gewerkschaften und die
ihnen nahestehenden Wissenschaftler, im Rahmen der Gemeinwirtschaft sowohl
theoretisch als auch praktisch Alternativen für unternehmerisches Handeln auf-
zuzeigen, welche über die kapitalorientierte Rationalität hinausgehen6). Die
Schwierigkeiten, die hierbei auftreten, leiten sich zum großen Teil aus der Auf-
gabenteilung zwischen Einzel- und Gesamtwirtschaft ab, in dem für jedes Unter-
nehmen, das als einzelnes Unternehmen überleben will, nur bestimmte, eng be-
grenzte Bereiche von Handlungsmöglichkeiten bestehen, sich von der kapital-
orientierten Rationalität zu entfernen.

Als zweites Beispiel soll die Frage nach dem gesamtwirtschaftlichen Produk-
tionsprogramm gestellt werden. Grundlage der Planungs-, Investitions- und
Preissetzungsautonomie der Unternehmungen in ihrer bisherigen Form ist die
Annahme, daß die Abstimmung zwischen den einzelnen Unternehmungen über
den Markt erfolgen muß, wobei der Staat im Rahmen seiner Wirtschaftspolitik
bestimmte Größen (Zinsen, Geldmenge, Steuer- und Abschreibungssätze, Auf-
lagen u. ä.) verändern sowie über die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistun-
gen Einfluß auf die Unternehmungen nehmen kann. Dieses Konzept läßt sich
entweder als Marktwirtschaft mit Globalsteuerung oder als organisierter Kapi-
talismus bezeichnen. Dabei wird erstens der Einfluß von Großunternehmungen
bzw. Konzernen auf die einzelnen Märkte, der insbesondere im Zuge der Kon-
zentration ständig zunimmt, kaum berücksichtigt. Gerade die Großunterneh-
mungen sind jedoch auf Grund ihrer wirtschaftlichen Macht in der Lage, ihre
eigenen Planungen weitgehend durchzusetzen, ohne daß sie von Konkurrenten
über den Markt bzw. von Einrichtungen der staatlichen Wirtschaftspolitik wirk-
sam kontrolliert werden können7).

Zweitens stellt sich bei einer primären Steuerung der Produktionsprozesse
über den Markt eine strukturelle Unterversorgung der Bevölkerung an Gütern
ein, die nichtmarktgängig sind. Da die marktgängigen Güter in der Regel gleich-
zeitig die privat nutzbaren Güter und die nichtmarktgängigen Güter die öffent-
lich nutzbaren Güter darstellen, wird somit die Kluft zwischen diesen beiden
Güterarten in einer wachsenden Wirtschaft immer größer. Die herkömmlichen,
aus der Privatwirtschaft übernommenen Indikatoren für Produktivitäts- und
Wachstumserfolge von Volkswirtschaften erweisen sich mehr und mehr als un-

6) Vgl. Thiemeyer, Th., Gemeinwirtschaftlichkeit als Ordnungsprinzip. Grundlegung einer Theorie gemeinnütziger
Unternehmen, Berlin 1970. — Hesselbach, W., Die Gememwirtschaftlichen Unternehmen, Frankfurt/M. 1971. —
Loesch, A. v., Möglichkeiten und Grenzen gemeinwirtschaflicher Unternehmenskonzeptionen, in: Gemeinwirtschaft
im Wandel der Gesellschaft. Festschrift für Hans Ritschi, hrsg. v. G. Rittig und H.-D. Ortlieb, Berlin 1973.

7) Vgl. hierzu Levinson, Ch., Die Inflation, Hamburg 1972, S. 28-42, 191-210.
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zulänglich bzw. irreführend. Dies muß in der Folge davon auch auf die Maß-
stäbe zurückwirken, nach denen die einzelnen Unternehmungen handeln8). Diese
und ähnliche Überlegungen waren lange Zeit in der wirtschaftswissenschaftlichen
Diskussion im allgemeinen und in der betriebswirtschaftlichen Diskussion im be-
sonderen vernachlässigt worden, und erst in den letzten Jahren lebt die Ausein-
andersetzung über die Grundlagen und das Selbstverständnis dieser Sozialwissen-
schaften wieder auf9).

Ursachen für die Einseitigkeit in der BWL

Betrachtet man die historische Entwicklung der BWL, so zeigt sich klar die
Funktion dieser Wissenschaft, Entscheidungshilfen in den komplizierten Fragen
der Unternehmungspolitik für das kapitalbesitzende Bürgertum und seine Organe
zur Verfügung zu stellen. Die Grundlagen dieser Wissenschaft wurden erstmals
im Rahmen der Nationalökonomie klar formuliert, wobei es hier insbesondere
um die wirtschaftstheoretische Absicherung der Freiheit des Bürgertums vom
Feudalstand ging. Wenig später wurde diese so gerechtfertigte Freiheit gegenüber
dem aufkommenden vierten Stand, der Arbeiterklasse, verteidigt, was zur Folge
hatte, daß deren Ansprüche an die Gesellschaft unterdrückt wurden10). In der so
entstandenen bürgerlichen Theorie waren für den politischen Bereich der klassi-
sche Liberalismus, für das Menschenbild der vollständige Individualismus und für
den ökonomischen Bereich das Privateigentum an den Produktionsmitteln, der
Wettbewerb und die kapitalorientierte Rationalität zu einer engen Einheit zu-
sammengefaßt.

Dies ist der theoretische Hintergrund, auf dessen Grundlage es zu Beginn
dieses Jahrhunderts zur Begründung einer selbständigen BWL kam, die sich in
den folgenden Jahrzehnten rasch entwickelte11). Die Notwendigkeit hierzu ergab
sich dadurch, daß mit der Industrialisierung die Entscheidungsprobleme in den
Unternehmungen immer größer wurden. Insbesondere erhöhte sich fortlaufend
die Höhe des eingesetzten Kapitals und damit das Risiko seines Verlustes. In
neueren Ansätzen der BWL wird durchaus versucht, neben den Interessen der
Kapitalseite auch gewisse andere Interessen bzw. Interessengruppen mit zu be-
rücksichtigen (z. B. Banken, Staat, Lieferanten, Arbeitnehmer). Dies ist gegen-

8) Vgl. Kapp, K. W., Volkswirtschaftliche Kosten der Privatwirtschaft, Tübingen/Zürich 1958. — Verschiedene Beiträge zum
Thema: Die volkswirtschaftliche Quantifizierung des Umweltverzehrs, in: Schweizerische Zeitschrift
für Volkswirtschaft und Statistik, 108 Jg., Nr. 3/1972.

9) Vgl. Glaeser, B., Zum Verhältnis von entscheidungsorientierter BWL und Philosophie, in: Zeitschrift für Be-
triebswirtschaft, 40. Jg. 1970, S. 665 ff. — Loitlsberger, E., Metaökonomische Wertvorstellungen und Rechtsordnungen als
Determinanten betriebswirtschaftlicher Theorie, in: Wissenschaftsprogramm und Ausbildungs-
ziele der Betriebswirtschaftslehre, Berlin 1971, S. 79-99. — Staehle, W. H., Plädoyer für die Einbeziehung normativer
Aussagen in die Betriebswirtschaftslehre, in: Zeitschrift für betriebswirtschaftliche Forschung, N. F.
25. Jg., H. 3/1973, S. 184-197.

10) Hoffmann, R., Parlamentarismus, soziale Interessen und Gewerkschaften, in: Hamburger Jahrbuch für Wirtschafts- und
Gesellschaftspolitik, 16. Jg. (1971), Tübingen 1971, S. 253 ff.

11) Betrachtet man die Entwicklung der BWL als Universitätswissenschaft, so bestanden im deutschen Bereich im Jahre 1910
insgesamt 10 betriebswirtschaftliche Lehrstühle. Diese Zahl erhöhte sich allein für das Gebiet der heutigen BRD auf 102 im
Jahre 1966. Vgl. hierzu: Bellinger, B., Geschichte der Betriebswirtschaftslehre, Stuttgart 1967, S. 98.
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über dem früheren Zustand, in dem das Selbstverständnis der BWL ausschließ-
lich kapitalorientiert war, ein Fortschritt. Es bleibt zu prüfen, ob dieser Weg den
Zielen der abhängig Beschäftigten genügt bzw. welche ins einzelne gehende An-
sprüche diese an die BWL haben. Zunächst ist festzustellen, daß in den neuen
Ansätzen weder die gesellschaftliche Machtverteilung zwischen den verschiedenen
sozialen Gruppen in die Untersuchung einbezogen wird noch die Besonderheiten
des Einsatzes von menschlicher Arbeit gegenüber dem Faktor Kapital berücksich-
tigt werden. Von daher kann mit dem alten Instrumentarium der BWL die Be-
nachteiligung der abhängig Beschäftigten in diesen betriebswirtschaftlichen Theo-
rien nur unzulänglich bzw. gar nicht dargestellt werden. Als „Bestzustand" wäre
hier allenfalls vorstellbar, daß es für jedes unternehmerische Problem gewisser-
maßen entwickelte Modelle für die „Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit"
gibt. Dabei können aber die besonderen Bedingungen der sozialen Lage der ab-
hängig Beschäftigten auf Grund der vorhandenen gesellschaftlichen Grundstruk-
turen durch die Theorie nicht erfaßt werden12). Es verwundert nicht, daß von
dieser Seite der Wissenschaft lediglich Ansatzpunkte für individualistische Kon-
zepte einer teilweisen Selbstverwirklichung der abhängig Beschäftigten angeboten
werden. Nach dem Beispiel der gesellschaftlichen Befreiung des Bürgertums wer-
den hier den abhängig Beschäftigten die gleichen Verhaltensmuster zugewiesen,
durch individuellen Aufstieg und die Erlangung wirtschaftlicher Machtpositionen
die persönliche Lebenssituation zu verbessern. Auf diese Weise lassen sich zwar
die Lebensbedingungen einzelner bzw. kleiner Gruppen innerhalb der abhängig
Beschäftigten erhöhen, doch wird die gesellschaftliche Stellung und die Macht der
gesamten Gruppe davon nicht berührt. Das gleiche gilt für die kapitalorientierte
Ausrichtung der Wirtschaftsprozesse.

Versucht man, eine auf die Ziele und Interessen der abhängig Beschäftigten
bezogene Theorie der Unternehmungspolitik zu formulieren, so sind die gesell-
schaftlichen Grundstrukturen der abhängig Beschäftigten in eine solche Theorie
einzubeziehen. Für die Arbeitnehmer bedeutet dies, daß sie ihre Zielvorstellun-
gen, die sie in den Unternehmungen und darüber hinaus in der Gesamtgesell-
schaft durchsetzen wollen, formulieren müssen. Erst im Anschluß daran kann
geprüft werden, inwieweit verschiedene theoretische Konzepte der noch immer
kapitalorientierten BWL übernommen werden können, um den Arbeitnehmern
und ihren Vertretern in den Unternehmungen Entscheidungshilfen bei der Ver-
wirklichung ihrer eigenen arbeitsorientierten Ziele und Interessen zur Verfügung
zu stellen. Dies bedeutet letztlich die Entwicklung einer an den Interessen der
abhängig Beschäftigten orientierten wissenschaftlichen Theorie13).

12) Vgl. zu der hier angesprochenen Problematik im allgemeinen: Helfert, M., Theoretische Modelle, "Wissen-
schaftsmethode und politische Praxis, bis. unveröffentliches Manuskript, Düsseldorf 1973.

13) An dieser Stelle sei auf die umfangreichen Veröffentlichungen von Gerhard Weisser verwiesen, der die Sozial-
wissenschaften auf einem System von Normen begründet, hierzu etwa: Weisser, G., Wirtschaft, in: Handbuch
der Soziologie, hrsg. v. W. Ziegenfuß, Stuttgart 1956. — ders., Sozialwissenschaften, normative, in: Evangelisches
Sozialiexikon, hrsg. v. F. Karrenberg, 4. Aufl., Stuttgart 1963.
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Grundgedanken einer Arbeitsorientierten Einzelwirtscbaftslehre14:)

Mit dem theoretischen Konzept einer Arbeitsorientierten Einzelwirtschafts-
lehre (AOEWL) wird versucht, die Durchsetzung arbeitsorientierter Interessen
in dem für die industrielle Gesellschaft zentralen Bereich der Unternehmungen
bzw. Einzelwirtschaften zu erleichtern. Wenn im weiteren von „Einzelwirtschafts-
lehre" gesprochen wird, so wird — ähnlich wie im Rahmen der jetzigen BWL —
darunter die Lehre von wirtschaftlichen Entscheidungseinheiten zur Produktion
und Verteilung von Gütern und Dienstleistungen verstanden, die im Rahmen
der gesellschaftlichen Planung autonom bleiben. Erstens werden diese Entschei-
dungseinheiten damit gegenüber gesamtwirtschaftlichen Institutionen abgegrenzt,
zweitens ergibt sich eine Unterscheidung gegenüber dem in bestimmter Weise
vorbelasteten Begriff „BWL" und drittens soll auch das vordergründige Mißver-
ständnis aufgehoben werden, das durch den unterschiedlichen Gebrauch des Be-
griffs „Betrieb" in Theorie und Praxis entsteht.

Es scheint wegen der sozio-ökonomischen Machtstrukturen politisch unmög-
lich, die Grundverhältnisse zwischen „Arbeit" und „Kapital" und damit auch
die jeweiligen Soziallagen kurzfristig und in einem politischen Akt zu verändern.
Somit lassen sich arbeitsorientierte Interessen nur an Hand der in der gegebenen
Gesellschaft anzutreffenden Soziallage der abhängig Beschäftigten formulieren
(Bedeutung der Arbeitsverhältnisse und -bedingungen für die Sicherung der öko-
nomischen Existenz, individuelle Entfaltung usw.). Durch diesen scheinbar posi-
tivistischen Ansatz wird die gesellschaftliche Grundsituation der abhängig Be-
schäftigten und ihre Position zu den Soziallagen der Kapitaleigentümer und ihrer
Vertreter jedoch nicht als endgültig, als gleichsam „naturgesetzlich" vorgegeben
bzw. als gerecht hingenommen und damit bejaht. Ebensowenig beziehen sich
die arbeitsorientierten Interessen allein auf diese, in ihren Grundstrukturen nur
schwer veränderbar erscheinende gesellschaftliche Situation.

Vielmehr wird versucht, die arbeitsorientierten Interessen und die auf ihnen
beruhenden Handlungsalternativen so zu formulieren und zu konkretisieren, daß
ihre Umsetzung zu einer Verbesserung der gegenwärtigen Situation der abhängig
Beschäftigten und zugleich zu einer Veränderung der gesellschaftlichen Grund-
verhältnisse in Richtung auf die Emanzipation und Umformung des sozio-öko-
nomischen Systems führen kann. Mit diesen Interessen soll also gleichermaßen
die gewerkschaftliche „Schutzfunktion" und „Gestaltungsfunktion" realisiert
werden15). Die entwickelten Einzelinteressen werden dabei zunächst nur auf die
allgemeine Gestaltung der einzelwirtschaftlichen Strukturen und Funktionen be-
zogen, selbst wenn darin einzel- und gesamtwirtschaftliche Aspekte konkretisiert

14) Das Konzept einer AOE\WL wurde in einer interdisziplinär zusammengesetzten Arbeitsgruppe im WSI erarbeitet,
der folgende Kolleginnen und Kollegen angehörten: U. Briefs; U. Engelen-Kefer; G. Himmelmann; H. Kohl;
N. Koubek; H.-D. Kuller; B. Mülhaupt. L. Scheibe-Lange.

15) Vgl. Himmelmann, G., Zukunft der Gewerkschaften und Strategien der gewerkschaftlichen Politik, in: WSI-
Mitteilungen, H. 3/1973, S. 87-100.
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werden sollen. Sie lassen sich also nicht unmittelbar auf andere gesellschaftliche
Bereiche zur Ableitung von politischen Handlungsalternativen übertragen (z. B.
hinsichtlich des Geld- und Kreditsystems, der gesamtwirtschaftlichen Steuerung,
des Bildungssystems). In diesen Fällen müßte bei der Formulierung der arbeits-
orientierten Interessen erneut auf das gesellschaftliche Grundverhältnis (die Lage
der abhängig Beschäftigten in der Gesellschaft) zurückgegangen werden und von
dort aus die arbeitsorientierten Interessen entsprechend den Bedingungen und
Funktionen der einzelnen Handlungssysteme in den gesellschaftlichen Bereichen
konkretisiert werden. Grundlage der arbeitsorientierten Interessen ist die insbe-
sondere aus der Kritik der bestehenden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Theorie und Praxis gewonnenen Erkenntnis, daß sich die Lage der abhängig Be-
schäftigten nur bei folgenden zwei Voraussetzungen verbessern läßt: kollektiv-
solidarische Orientierung und demokratische Interessenabstimmung innerhalb der
abhängig Beschäftigten und ihrer Organisationen sowie im Anschluß daran so-
ziale Auseinandersetzung um die Durchsetzung der Interessen.

Von diesen Überlegungen aus gelangte man dazu, die bisherige kapitalorien-
tierte Rationalität, die gesellschaftlich als Instrument der Befreiung des Bürger-
tums diente, durch eine hier als „emanzipatorische Rationalität" bezeichnete Ziel-
setzung des wirtschaftlichen Handelns zu ersetzen16). Gerade für die abhängig
Beschäftigten ist es zwingend, daß die Grundbedingungen der Selbstverwirk-
lichung nur durch den Einsatz von Arbeit entstehen. Eine Verbesserung dieses
Einsatzes läßt sich lediglich durch kollektive Handlungen erreichen, wobei sich
dies auf die Vielfalt der ökonomischen und nichtökonomischen Interessen und
Bedürfnisse der abhängig Beschäftigten bezieht17). Bevor im weiteren die Konse-
quenzen dieser Überlegungen an einem Beispiel dargestellt werden sollen, er-
scheint es notwendig, den Begriff der „emanzipatorischen Rationalität" näher zu
bestimmen. Hierzu werden verschiedene Interessen dargestellt, deren Verwirk-
lichung erst eine fortschreitende Emanzipation mit sich bringen kann. Die einzel-
nen Interessen werden in diesem Ansatz sowohl auf Grund der Analyse des be-
stehenden Gesellschaftssystems als auch aus den Ergebnissen der empirischen So-
zialforschung formuliert. Sie sind dabei mit verschiedenen methodischen Män-
geln bei der Umsetzung des „Willens der abhängig Beschäftigten" behaftet, und
im übrigen unterliegt jede Interessenstruktur historischen Bedingungen der Ver-
änderung.

Nach dieser Erläuterung der Methode sollen nun die einzelnen Interessen
formuliert werden. Je nach der Möglichkeit, ob die Interessen der abhängig
Beschäftigten direkt in den Einzelwirtschaften umgesetzt werden können oder
nicht, erfolgt eine Trennung in einzelwirtschaftliche Interessen und gesamtwirt-
schaftliche Interessen. Dabei ist zu betonen, daß diese Interessen erst dann in

16) Zu den emanzipatorischen Interessen vgl. Lempert, W., Leistungsprinzip und Emanzipation, Frankfurt/M.
1971, S. 313 ff.

17) Vgl. Sik, O., Der dritte Weg, Hamburg 1972, S. 64-75.
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politische Entscheidungen umgesetzt werden können, wenn sie konkret formulier-
bar, mobilisierungsfähig und konfliktfähig sind.

Auf einzelwirtschaftlicher Ebene werden die arbeitsorientierten Interessen als
Interesse an Arbeitsplatzsicherheit, Sicherung und Steigerung der Einkommen
sowie optimaler Gestaltung der Arbeit formuliert. Diese drei Ziele werden von
den Arbeitnehmern als vorrangig betrachtet18). Dies läßt darauf schließen, daß
sie in der bestehenden Unternehmungspraxis sehr gefährdet sind bzw. als solche
angesehen werden.

Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene wird der Interessenbezug hinsichtlich der
rationalen Steuerung der Produktion (Probleme der gesamtwirtschaftlichen Ko-
sten, des Einsatzes von Arbeit sowie von Kapital) und hinsichtlich der Versor-
gung und Verteilung (bedürfnisgerechte Versorgung mit privat und öffentlich
nutzbaren Gütern sowie gerechte Einkommens- und Vermögensverteilung) for-
muliert.

Damit ist eine allgemeine Operationalisierung gelungen, und es muß nun in
einem zweiten Schritt aufgezeigt werden, welche Konsequenzen diese Interessen
für die Theorie der Unternehmung bzw. für die Einzelwirtschaftslehre haben.
Dies bezieht sich auf alle Funktionsbereiche, d. h. auf Fragen von Beschaffung,
Produktion, Absatz, Personalwirtschaft, Forschung und Entwicklung, Investitio-
nen, Organisation, Kosten und Preise sowie Finanzierung und Verteilung. In der
Ausformulierung dieser einzelnen Funktionsbereiche liegt der Schwerpunkt einer
AOEWL, und zwar in der Entwicklung arbeitsorientierter einzelwirtschaftlicher
Handlungsmodelle.

Da jedoch eine Vielzahl von Interessen allein von der einzelwirtschaftlichen
Ebene her nicht umsetzbar sind, ist es notwendig, die Produktionsstruktur durch
entsprechende Planungen der Investitionen und der Arbeitsmärkte in regionaler,
sektoraler bzw. gesamtwirtschaftlicher Hinsicht umzugestalten. Hierin liegt
gleichzeitig eine der Begründungen der Forderung nach Mitbestimmung der ab-
hängig Beschäftigten in den verschiedenen Ebenen — Arbeitsplatz, Betrieb, Un-
ternehmung bzw. Konzern, Region, Landesebene und Bundesebene —, denn
einem solchen System von Mitbestimmungsinstitutionen fällt eine entscheidende
Rolle bei der Formulierung und Durchsetzung von Inhalten kollektiv-solidari-
schen Handelns der abhängig Beschäftigten zu. Aber auch kollektive Vermögens-
fonds haben in diesem Zusammenhang bei entsprechender Ausgestaltung eine we-
sentliche Funktion.

Der Zusammenhang zwischen arbeitsorientierten Interessen und Investitionen

In dem folgenden Beispiel soll versucht werden, die wesentlichen Konsequen-
zen des Ansatzes der AOEWL sowohl für den einzelwirtschaftlichen als auch für

18) Vgl. Nickel, W., Zum Verhältnis von Arbeitnehmerschaft und Gewerkschaft (Schriftenreihe: Stiftung Mitbestim-
mung/Hans-Böckler-Gesellschaft, Nr. 5), Köln 1972, S. 64 f.

695



NORBERT KOUBEK.

den gesamtwirtschaftlichen Bereich der Investitionen aufzuzeigen. Dabei geht es
gleichermaßen um die unmittelbaren Unternehmungsprobleme als auch um den
Zusammenhang zwischen Einzelwirtschaft und Gesamtwirtschaft, wodurch un-
mittelbar die Frage einer Investitionslenkung angesprochen wird. Von den In-
vestitionen gehen wesentliche Wirkungen auf die Produktions- und Arbeitskräfte-
struktur in den Unternehmungen selbst sowie in der Gesamtwirtschaft aus. Da-
bei muß zur möglichst umfassenden Berücksichtigung arbeitsorientierter Interes-
sen die Planung von Investitionsprojekten neben den ökonomischen Zielen auch
soziale und ökologische Ziele enthalten. Die verschiedenen Konsequenzen der ge-
planten Investitionen werden jedoch nicht gleichermaßen zahlenmäßig erfaßbar
sein, so daß ökonomische, soziale und ökologische Indikatoren als Entscheidungs-
hilfen in ein komplexes Zielsystem integriert werden müssen. Ziel der Investi-
tionsentscheidungen ist es, die Höhe und zeitliche Dimensionierung der Investi-
tionausgaben sowie die Wahl zwischen mehreren Produktionsmöglichkeiten
für ganz bestimmte Produktionszwecke festzulegen, wobei sich diese aus langfri-
stigen Planungen der Unternehmungen ergeben. Im Anschluß daran sind die Be-
ziehungen zwischen den einzelnen gesamtwirtschaftlich arbeitsorientierten Inter-
essen und der Investitionsplanung zu formulieren. Hierbei geht es

— im Falle des einzelwirtschaftlichen Einkommens- und Beschäftigungsinter-
esses um Auswirkung der geplanten Investitionen auf die einzelwirtschaftliche
Wertschöpfung der Unternehmung pro Kopf der Beschäftigten, auf die beste-
henden Personalplanungs- und Entlohnungssysteme u. ä.;

— im Falle des einzelwirtschaftlichen Interesses der optimalen Gestaltung der
Arbeit um Auswirkungen der Investitionen auf die Qualifikationsanforderungen,
die Arbeitsintensität, die ergonomischen Bedingungen u. ä.;

— im Falle des gesamtwirtschaftlichen Interesses an der Versorgung mit pri-
vat und öffentlich nutzbaren Gütern um das Aufstellen von öffentlichen Richt-
linien bzw. Auflagen und Geboten zur Investitionslenkung sowie um deren Ein-
haltung.

Zahlreiche weitere gesamtwirtschaftliche Interessen in ökologischer und sozi-
aler Hinsicht können nur durch vorherige Abstimmung des einzelwirtschaftlichen
Investitionsprojektes mit den über die Einzelwirtschaften hinausreichenden Struk-
turplanungen realisiert werden. Zwischen der gesellschaftlichen Formulierung von
Zielen und ihrer Verwirklichung im Rahmen der Unternehmungspolitik müs-
sen entsprechende regionale, sektorale und gesamtwirtschaftliche Planungen ein-
geschaltet werden, die gleichfalls arbeitsorientierte Interessen enthalten.

Von diesem Konzept aus läßt sich nun untersuchen, inwieweit die herkömm-
lichen Entscheidungsmodelle verwendbbar sind, die zum ausschließlichen bzw.
vorherrschenden Zweck der Sicherung bzw. Steigerung der privatwirtschaftlichen
Rentabilität entwickelt wurden. Soweit sich die Ansprüche der abhängig Be-
schäftigten in Größen des Rechnungswesens fassen lassen, erscheint eine Ein-
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beziehung in den herkömmlichen Investitionsentscheidungsprozeß technisch rela-
tiv einfach. Diejenigen arbeitsorientierten Zielsetzungen einzel- und gesamtwirt-
schaftlicher Art, die sich nicht im Rechnungswesen erfassen lassen, müssen dann
in dem Investitionsentscheidungsprozeß gemäß ihrer Priorität berücksichtigt wer-
den. Denkbar wäre hierbei ein Punktsystem, in dem die Investitionsalternativen
durch Zuordnung von Punkten auf der Grundlage bestimmter gesetzlicher Nor-
men und gewünschter bzw. vorgeschriebener Planziele zu bewerten wären.

Aus dem Gesamtzusammenhang aller unternehmerischen Teilbereiche ergibt
sich, daß es nicht ausreicht, allein im Investitionsbereich die arbeitsorientierten
Ziele durchzusetzen; vielmehr ist eine Abstimmung dieses Bereichs mit allen
übrigen unternehmerischen Funktionsbereichen notwendig. Bezogen auf die ein-
zelne Unternehmung müssen für die Arbeitnehmer institutionelle Voraussetzun-
gen zur Entwicklung von Alternativplanungen geschaffen werden (z. B. durch
eigene strategische Planungs- und Entscheidungsvorbereitungsstellen). Aber auch
die regionale, sektorale und gesamtwirtschaftliche Abstimmung der unternehme-
rischen Investitionen ist durch den Aufbau entsprechender Institutionen im Rah-
men von paritätisch besetzten Wirtschafts- und Sozialräten zu ermöglichen. Zu
welchem Ergebnis ein solches Verfahren in der Praxis führt, läßt sich jeweils nur
an gegebenen Investitionsprojekten feststellen, da in jedem Fall die bestehenden
Interessen der unmittelbar bzw. mittelbar davon Betroffenen eine unterschied-
liche Gewichtung der einzelnen Einflußfaktoren bewirken werden.

Um die voranstehenden Überlegungen für die praktische Gewerkschaftspolitik
bzw. die Politik in den Unternehmungen verwenden zu können, wird es erforder-
lich sein, jeweils eine ins Detail gehende Konkretisierung bzw. Operationalisie-
rung vorzunehmen. Dennoch erscheinen auch im Rahmen der bestehenden Struk-
turen bzw. rechtlichen Möglichkeiten in den Betrieben und Unternehmungen
Ansatzpunkte vorhanden zu sein, eine gleichwertigere Berücksichtigung von
arbeitsorientierten Interessen gerade bei der Planung und Durchführung von In-
vestitionen zu erreichen. Im übrigen kann sich die umfassende Ausrichtung der
Investitionen auf die verschiedenen arbeitsorientierten Interessen nicht in einem
Akt vollziehen; vielmehr läßt sich diese Umorientierung nur im Zuge eines sozi-
alen Prozesses erreichen, der auch als Form des „Exemplarischen Lernens"19) ver-
standen werden muß.

19) Vgl. zu diesem Ansatz Negt, O., Soziologische Phantasie und exemplarisches Lernen, Frankfurt/M. 1968.
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